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Ohne Frage haben die westlichen 
Banken und Regierungen im 

Kreditgeschäft mit den osteuropäi
schen Staatshandelsländern seit der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre 
schlechte Erfahrungen gemacht. 
Kredite versickerten im Sumpf sozia
listischer W irtschaften, ohne deren 
internationale Leistungs- und W ett
bewerbsfähigkeit zu erhöhen, An
fang der 80er Jahre begannen die 
westlichen Kreditgeber, die Gewäh
rung weiterer finanzieller Mittel an 
Polen und Ungarn von einer Mitglied
schaft im IWF abhängig zu machen, 
um so die Schuldnerländer über die 
mit w irtschaftspolitischen Auflagen 
verbundenen Kredite des Fonds bes
ser unter Kontrolle zu wissen.

Für die westlichen Kreditgeber 
scheint die Zusammenarbeit des 
Fonds mit Osteuropa eine Art Garan
tie für das Gelingen und die Be
schleunigung der W irtschaftsre
formen zu bedeuten. Seit sich diese 
als sehr viel kostspieliger und lang
wieriger herausgestellt haben als er
wartet, geht bei den potentiellen 
Geldgebern im Westen das Schreck
gespenst des Fasses ohne Boden 
um -  noch wachsend durch die dro
henden Kosten der Reformen in den 
UdSSR-Nachfolgestaaten. Zwar be
tonen sowohl die Banken als auch die 
Regierungen die Unverzichtbarkeit 
einer finanziellen Flankierung der 
Reformprozesse durch die interna
tionale Staatengemeinschaft, gleich
zeitig wollen sie aber den IWF stärker 
in die Verantwortung zwingen. Wie 
das Kaninchen auf die Schlange star
ren westliche Banken und andere 
Kreditgeber auf den Fonds als den 
Spiritus rector der Systemtransfor
mation.

Was aber kann der Fonds insbe
sondere für die Nachfolgestaaten der 
UdSSR künftig realistischerweise le i
sten? Ohne Mitgliedschaft -  zumin
dest in bezug auf finanzielle Hilfe -  
zunächst wenig. Und vor diese Mit
gliedschaft hat der Fonds Bedingun
gen gesetzt. So müssen die beitritts
willigen Republiken unter anderem 
die Voraussetzungen für eine erfolg-
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versprechende Durchführung von 
W irtschaftsreformen schaffen. Auch 
wenn mittlerweile alle westlichen In
dustrieländer einen raschen Beitritt 
der GUS zum Fonds wünschen und 
der IWF die Beitrittsgesuche äußerst 
zügig zu behandeln scheint, ist eine 
tatsächliche Aufnahme aller beitritts
willigen Republiken noch im laufen
den Jahr nicht zu erwarten. Eine 
Überraschung wäre auch ein -  vom 
russischen Zentralbankpräsidenten 
erwarteter -  Beitritt Rußlands zum 
IWF schon im nächsten Monat. Statt 
dessen bereitet der IWF speziell für 
Rußland zur Überbrückung ein 
„Schattenprogramm" nach dem Mu
ster des zuvor noch mit der UdSSR 
vereinbarten Assoziierungsabkom
mens vor, das die W irtschaftsre
formen vorantreiben soll, das aber 
zunächst noch ohne Kredite auskom- 
men muß.

Aber auch nach erfolgtem Beitritt 
werden sich die zur binnen- und au
ßenwirtschaftlichen Stabilisierung 
vergebenen kurzfristigen Kredite des 
Fonds in engem Rahmen halten. Bei 
einer Quote für die gesamte GUS von 
möglicherweise 4,25%  bzw, rund 
3,8 Mrd, SZR -  wie sie zur Zeit im 
Kreis der G-7 in der Diskussion ist -  
wäre unter günstigsten Umständen 
im Rahmen von sogenannten Stand- 
by- oder Extended arrangements drei

Jahre lang ein maximales Kreditvolu
men von jährlich 110% der Quote 
denkbar; innerhalb von drei Jahren 
könnten die GUS-Republiken also 
insgesamt maximal rund 12,5 Mrd, 
SZR (rund 17 Mrd. US-Dollar) in An
spruch nehmen. Allerdings schöpft 
der Fonds seinen maximalen Kredit
spielraum nur selten aus.

Von ungleich größerer Bedeutung 
als die direkte Kreditgewährung des 
Fonds ist für die GUS zum einen die 
davon abhängige Kreditvergabebe
reitschaft der übrigen westlichen Kre
ditgeber und zum anderen das m itt
lerweile gewonnene Transforma- 
tions-Know-how des Fonds, um die 
Reformprogramme auf den richtigen 
Weg zu bringen. Dabei steht der 
Fonds im Falle der GUS-Republiken
-  nicht zuletzt Rußlands -  allerdings 
vor einer kaum zu bewältigenden 
Aufgabe. Zwar liegt ein weitreichen
des Reformkonzept Jelzins vor, je 
doch ist dessen Umsetzung durch V i
zeprem ier Gaidar bisher nur auf die 
Preisfreigabe beschränkt. Noch feh
len fast sämtliche institutionellen und 
w irtschaftsrechtlichen Rahmenbe
dingungen für den Systemwandel. 
Die Preisliberalisierung bei unverän
dert monopolistischer Anbieterstruk
tur hat bislang lediglich zu einer Ver
vierfachung der Lebenshaltungsko
sten geführt, so daß die Gefahr so
zialer Unruhen wächst.

Die westlichen Kreditgeber setzen 
große Hoffnungen in die Disziplinie
rungsmaßnahmen des Fonds im 
Rahmen seiner Anpassungspro
gramme -  aber werden diese ausrei
chen, um die Regierungen Rußlands 
und der übrigen GUS-Republiken in 
ihrer fast aussichtslosen Lage davon 
abzuhalten, die Bevölkerung durch 
populistische, aber ökonomisch 
zweifelhafte Kompensationen ruhig
stellen zu wollen? Unter den ge
genwärtigen Bedingungen können 
auch vom Fonds keine Stabilisie
rungswunder erwartet werden. Doch 
so schmerzhaft ein kompletter Sy
stemwandel zunächst auch sein mag
-  es gibt keine Alternative.
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